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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschusses     
 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung gefahrenabwehrrechtlicher und verwal-
tungsverfahrensrechtlicher Bestimmungen 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/670 

 

 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat sich mit dem ihm durch Plenarbeschluss vom 
23. März 2006 überwiesenen Gesetzentwurf der Landesregierung zur Anpassung 
gefahrenabwehrrechtlicher und verwaltungsverfahrensrechtlicher Bestimmungen, 
Drucksache 16/670, in mehreren Sitzungen, zuletzt in seiner Sitzung am 14. Februar 
2007, befasst und eine schriftliche und eine mündliche Anhörung zu dem Gesetz-
entwurf durchgeführt. 

Mit den Stimmen von CDU und SPD gegen die Stimmen von FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN empfiehlt er dem Landtag die Annahme des geänderten Gesetz-
entwurfs in der Fassung der rechten Spalte der nachstehenden Gegenüberstellung. 
Änderungen gegenüber der Regierungsvorlage sind durch Fettdruck kenntlich ge-
macht. 

 

 

 

Werner Kalinka 
Vorsitzender 
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Gesetz 
zur Anpassung gefahrenabwehrrechtlicher und 
verwaltungsverfahrensrechtlicher Bestimmung 

 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
 
Gesetzentwurf:  Ausschussvorschlag: 

Artikel 1 
Gesetz zur Anpassung der ge-
fahrenabwehrrechtlichen Be-
fugnisse an den technischen 

Fortschritt 

Artikel 1 
Gesetz zur Anpassung der ge-
fahrenabwehrrechtlichen Be-
fugnisse an den technischen 

Fortschritt 

Das Landesverwaltungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1992 
(GVOBl Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 
2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 542), wird wie folgt 
geändert: 

  unverändert 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt ge-
ändert: 

 1.  unverändert 

a) § 180 erhält folgende Paragrafenbe-
zeichnung: 

a)  unverändert 

„§ 180 Befragung und Auskunfts-
pflicht, Anhalte- und Sichtkontrollen“ 

 

b) Nach § 183 wird folgende Paragrafen-
bezeichnung eingefügt: 

b)  unverändert 

“§ 183 a Medizinische und molekular-
genetische Untersuchungen“. 

 

c) Nach § 185 wird folgende Paragrafen-
bezeichnung eingefügt: 

c)  unverändert 

“§ 185 a Datenerhebung durch Über-
wachung der Telekommunikation“. 

 

d) § 186 a erhält folgende Paragrafenbe-
zeichnung: 

d) § 186 a erhält folgende Paragrafenbe-
zeichnung: 

„§ 186 a Ergänzende Verfahrensbe-
stimmungen beim Einsatz besonderer 
Mittel der Datenerhebung nach § 185 
Abs. 3 oder nach § 185 a Abs. 1 und 
zum Schutz von besonderen Berufs-
geheimnisträgern“. 

„§ 186 a Ergänzende Verfahrensbe-
stimmungen beim Einsatz besonderer 
Mittel der Datenerhebung und zum 
Schutz von besonderen Berufsge-
heimnisträgern“. 
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e) Nach § 186 a wird folgende Paragra-
fenbezeichnung eingefügt: 

e)  unverändert 

“§ 186 b Berichtspflicht der Landesre-
gierung und parlamentarische Kontrol-
le“. 

 

f) § 187 erhält folgende Paragrafenbe-
zeichnung: 

f)  unverändert 

“§ 187 Kontrollmeldungen (Verdeckte 
Registrierungen zur polizeilichen Beo-
bachtung, Gezielte Kontrollen).“ 

 

g) § 192 erhält folgende Paragrafenbe-
zeichnung: 

g)  unverändert 

“§ 192 Datenübermittlung zwischen 
Polizei- und Ordnungsbehörden, Da-
tenübermittlung an ausländische Poli-
zeidienststellen in Staaten des 
Schengen Verbundes“. 

 

h) § 201 erhält folgende Paragrafenbe-
zeichnung: 

h)  unverändert 

“§ 201 Platzverweis und Aufenthalts-
verbot“. 

 

i) Nach § 206 wird folgende Paragrafen-
bezeichnung eingefügt: 

i)  unverändert 

„§ 206 a Durchsuchung bei Gezielten 
Kontrollen“. 

 

2. In § 179 Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe 
„gewerbsmäßig oder gewohnheitsmäßig“ 
durch die Angabe „gewerbsmäßig, ge-
wohnheitsmäßig, serienmäßig, banden-
mäßig oder in anderer Form organisiert“ 
ersetzt. 

 2. In § 179 Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe 
„gewerbsmäßig oder gewohnheitsmäßig“ 
durch die Angabe „gewerbsmäßig, ge-
wohnheitsmäßig, serienmäßig, banden-
mäßig oder mittels Täterschaft und Teil-
nahme organisiert“ ersetzt. 

3. § 180 wird wie folgt geändert:  3. § 180 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung: 

a)   unverändert 

“Befragung und Auskunftspflicht, poli-
zeiliche Anhalte- und Sichtkontrollen“ 

 

b) In Absatz 1 erhält Satz 2 folgende 
Fassung: 

b)   unverändert 

“Die Ordnungsbehörden und die Poli-
zei dürfen Personen zum Zwecke der 
Befragung kurzfristig anhalten.“ 

 

c) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort 
„Leib“ durch das Wort „Gesundheit“ 
ersetzt. 

(entfällt) 
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d) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: c) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Polizei darf „(3) Die Polizei darf 

1. im öffentlichen Verkehrsraum zur 
vorbeugenden Bekämpfung von 
Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung oder 

1. im öffentlichen Verkehrsraum zur 
vorbeugenden Bekämpfung von 
Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung, bei denen Schaden für 
Leib, Leben oder Freiheit oder 
gleichgewichtiger Schaden für 
Sach- oder Vermögenswerte o-
der die Umwelt zu erwarten sind, 
oder 

2. im Grenzgebiet gemäß § 2 Abs. 2 
Nr. 3 des Bundespolizeigesetzes 
vom 19. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 2978), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818), im 
Küstenmeer, in den landeinwärts 
zur Basislinie des Küstenmeeres 
gelegenen inneren Gewässern 
gemäß Artikel 8 Seerechtsüber-
einkommen der Vereinten Natio-
nen (BGBl. II 1994 S. 1799) sowie 
in öffentlichen Einrichtungen des 
internationalen Verkehrs mit unmit-
telbarem Grenzbezug, zur vorbeu-
genden Bekämpfung der grenz-
überschreitenden Kriminalität oder 
zur Unterbindung des unerlaubten 
Aufenthalts  

2. im Grenzgebiet gemäß § 2 Abs. 2 
Nr. 3 des Bundespolizeigesetzes 
vom 19. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 2978), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818), im 
Küstenmeer, in den landeinwärts 
zur Basislinie des Küstenmeeres 
gelegenen inneren Gewässern 
gemäß Artikel 8 Seerechtsüberein-
kommen der Vereinten Nationen 
(BGBl. II 1994 S. 1799) sowie in öf-
fentlichen Einrichtungen des inter-
nationalen Verkehrs mit unmittel-
barem Grenzbezug zur vorbeu-
genden Bekämpfung der grenz-
überschreitenden Kriminalität von 
erheblicher Bedeutung  

Personen kurzzeitig anhalten und mit-
geführte Fahrzeuge, insbesondere de-
ren Kofferräume und Ladeflächen, in 
Augenschein nehmen. Maßnahmen 
nach Satz 1 Nr. 1 werden durch die 
Leiterin oder den Leiter des Landes-
polizeiamtes, des Landeskriminalam-
tes oder einer Polizeidirektion oder 
von ihr oder ihm besonders Beauftrag-
te des Polizeivollzugsdienstes ange-
ordnet, soweit polizeiliche Lageer-
kenntnisse dies rechtfertigen; die An-
ordnung ist in örtlicher und zeitlicher 
Hinsicht zu beschränken.“ 

Personen kurzzeitig anhalten und mit-
geführte Fahrzeuge einschließlich 
deren Kofferräume oder Ladeflächen 
in Augenschein nehmen. Inaugen-
scheinnahme ist die optische Wahr-
nehmung ohne Durchsuchung; 
§ 206 bleibt unberührt. Maßnahmen 
nach Satz 1 Nr. 1 werden durch die 
Leiterin oder den Leiter des Landespo-
lizeiamtes, des Landeskriminalamtes 
oder einer Polizeidirektion oder von ihr 
oder ihm besonders Beauftragte des 
Polizeivollzugsdienstes angeordnet, 
soweit Tatsachen, insbesondere do-
kumentierte polizeiliche Lageer-
kenntnisse, dies rechtfertigen. In 
der schriftlich zu begründenden 
Anordnung ist die Maßnahme in ört-
licher, sachlicher und zeitlicher 
Hinsicht auf den für die vorbeugen-
de Bekämpfung der in Satz 1 Nr. 1 
aufgeführten Kriminalität erforderli-
chen Umfang zu beschränken. Die 
für einen bestimmten örtlichen Be-
reich angeordnete Maßnahme soll 
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zunächst auf maximal 28 Tage be-
fristet werden. Eine zweimalige Ver-
längerung um jeweils maximal 28 
Tage ist zulässig, soweit die Vor-
aussetzungen weiterhin vorliegen. 
Über jede weitere Verlängerung ein-
schließlich deren räumlichen Be-
schränkung und deren Dauer bedarf 
es einer richterlichen Entscheidung. 
Zuständig ist das Amtsgericht, in 
dessen Bezirk das Landespolizei-
amt, das Landeskriminalamt seinen 
oder die Polizeidirektion ihren Sitz 
hat.“ 

4. § 181 Abs. 3 erhält folgende Fassung:  4. § 181 erhält folgende Fassung: 

  a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert: 

  aa) In Nummer 4 Buchst. b wird der 
Punkt durch das Wort „oder“ er-
setzt. 

  bb) Folgende Nummer 5 wird ange-
fügt: 

  „5. im Falle des § 180 Absatz 3 
Satz 1 Nr. 2, soweit Tatsa-
chen darauf hindeuten, dass 
die betroffene Person mit 
Straftaten der grenzüber-
schreitenden Kriminalität von 
erheblicher Bedeutung in 
Verbindung steht.“ 

 

  b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Ordnungsbehörden und die Poli-
zei dürfen die betroffene Person zum 
Zwecke der Identitätsfeststellung anhal-
ten. Wenn die Identität auf andere Weise 
nicht oder nur unter erheblichen Schwie-
rigkeiten festgestellt werden kann, dürfen 
sie die betroffene Person festhalten und 
die Polizei darf darüber hinaus die Person 
zur Dienststelle verbringen. Unter den 
Voraussetzungen des Satzes 2 können 
die betroffene Person sowie die von ihr 
mitgeführten Sachen zum Zwecke der I-
dentitätsfeststellung durchsucht werden. 
Die betroffene Person darf nicht länger 
festgehalten werden, als es zur Feststel-
lung ihrer Identität erforderlich ist. Spätes-
tens zwölf Stunden nach dem Verbringen 
zur Dienststelle muss die Entlassung er-
folgen.“ 

„(3) Die Ordnungsbehörden und die Poli-
zei dürfen die betroffene Person zum 
Zwecke der Identitätsfeststellung anhal-
ten. Wenn die Identität auf andere Weise 
nicht oder nur unter erheblichen Schwie-
rigkeiten festgestellt werden kann, dürfen 
sie die betroffene Person festhalten und 
die Polizei darf darüber hinaus die Person 
zur Dienststelle verbringen. Unter den 
Voraussetzungen des Satzes 2 können 
die betroffene Person sowie die von ihr 
mitgeführten Sachen zum Zwecke der I-
dentitätsfeststellung durchsucht werden. 
Durchsuchungen nach Satz 3 darf nur 
die Polizei vornehmen. Die betroffene 
Person darf nicht länger festgehalten wer-
den, als es zur Feststellung ihrer Identität 
erforderlich ist. Spätestens zwölf Stunden 
nach dem Verbringen zur Dienststelle 
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muss die Entlassung erfolgen.“ 

5. Nach § 183 wird folgender § 183 a einge-
fügt: 

 5. Nach § 183 wird folgender § 183 a einge-
fügt: 

„§ 183 a 
Medizinische und molekularge-

netische Untersuchungen 

„§ 183 a 
Medizinische und molekularge-

netische Untersuchungen 

(1) Die Polizei kann medizinische Unter-
suchungen anordnen, wenn eine nach 
§ 181 zulässige Identitätsfeststellung ei-
ner Person, die 

(1) unverändert 

1. verstorben ist oder  

2. sich erkennbar in einem die freie Wil-
lensbestimmung ausschließenden Zu-
stand oder sich sonst in hilfloser Lage 
befindet, auf andere Weise nicht oder 
nur unter erheblichen Schwierigkeiten 
möglich ist. § 81 a Abs. 1 Satz 2 der 
Strafprozessordnung gilt entspre-
chend. 

 

(2) An dem durch Maßnahmen nach Ab-
satz 1 erlangten Material sowie am aufge-
fundenen Spurenmaterial von Vermissten 
dürfen ausschließlich zum Zwecke der ge-
fahrenabwehrrechtlichen Identitätsfeststel-
lung molekulargenetische Untersuchun-
gen durchgeführt sowie die gewonnenen 
DNA-Identifizierungsmuster in einer Datei 
gespeichert werden. Die in der Datei ge-
speicherten DNA-Identifizierungsmuster 
dürfen ausschließlich zu gefahrenabwehr-
rechtlichen Zwecken verwendet werden. 
Die DNA-Identifizierungsmuster nicht ver-
storbener Personen sind unverzüglich zu 
löschen, wenn der Zweck der Maßnahme 
nach Absatz 1 erreicht ist. § 81 g Abs. 2 
der Strafprozessordnung gilt entspre-
chend. 

(2) An dem durch Maßnahmen nach Ab-
satz 1 erlangten Material sowie am aufge-
fundenen Spurenmaterial von Vermissten 
dürfen ausschließlich zum Zwecke der ge-
fahrenabwehrrechtlichen Identitätsfeststel-
lung nach Absatz 1 molekulargenetische 
Untersuchungen durchgeführt sowie die 
gewonnenen DNA-Identifizierungsmuster 
in einer Datei gespeichert werden. Die in 
der Datei gespeicherten DNA-
Identifizierungsmuster dürfen ausschließ-
lich zu gefahrenabwehrrechtlichen Zwe-
cken verwendet werden. Die DNA-
Identifizierungsmuster nicht verstorbener 
Personen sind unverzüglich zu löschen, 
wenn der Zweck der Maßnahme nach Ab-
satz 1 erreicht ist. § 81 g Abs. 2 der Straf-
prozessordnung gilt entsprechend. 

(3) Molekulargenetische Untersuchungen 
dürfen nur richterlich angeordnet werden. 
Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk die Polizeidienststelle ihren Sitz 
hat. § 186 Abs. 2 Satz 2 bis 5, 7 und 8 
sowie § 81 f Abs. 2 der Strafprozessord-
nung gelten entsprechend.“ 

(3) unverändert 

6. § 184 wird wie folgt geändert:  6. § 184 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem 
Wort „Ordnungswidrigkeiten“ die An-
gabe „von erheblicher Bedeutung“ 
eingefügt und in Satz 2 die Angabe 
„Der Einsatz“ durch die Angabe „Der 

a)  unverändert 
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offene Einsatz“ ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Allgemein zugängliche Flächen 
und Räume dürfen mittels Bildübertra-
gung beobachtet werden, soweit dies 
zur Aufgabenerfüllung nach § 162 er-
forderlich ist. Der offene Einsatz tech-
nischer Mittel zur Anfertigung von 
Bildaufnahmen oder Bildaufzeichnun-
gen in und an allgemein zugänglichen 
Flächen und Räumen, insbesondere 
an Kriminalitäts- und Gefahren-
schwerpunkten, ist zulässig, soweit 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass Gefahren für Leben, Gesundheit 
oder Freiheit entstehen oder sich 
gleich gewichtige Schäden für andere 
Rechtsgüter verfestigen.“ 

„(2) Allgemein zugängliche Flächen 
und Räume dürfen mittels Bildübertra-
gung beobachtet werden, soweit dies 
zur Aufgabenerfüllung nach § 162 er-
forderlich ist. Der offene Einsatz tech-
nischer Mittel zur Anfertigung von 
Bildaufnahmen oder Bildaufzeichnun-
gen in und an allgemein zugänglichen 
Flächen und Räumen, die Kriminali-
täts- oder Gefahrenschwerpunkte 
sind, ist zulässig, soweit Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, dass 
Schäden für Leib, Leben oder Frei-
heit oder gleich gewichtige Schäden 
für andere Rechtsgüter zu erwarten 
sind. Die Maßnahme nach Satz 2 ist 
örtlich auf den erforderlichen Be-
reich zu beschränken und auf 6 Mo-
nate zu befristen. Eine Verlänge-
rung ist nur zulässig, sofern die 
Voraussetzungen nach Satz 2 wei-
terhin vorliegen.“ 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: c)  unverändert 

„(3) Zum Schutz einer Polizeivollzugs-
beamtin oder eines Polizeivollzugsbe-
amten oder eines Dritten kann die Po-
lizei bei polizeilichen Maßnahmen 
nach diesem Gesetz oder anderen 
Rechtsvorschriften erforderlichenfalls 
personenbezogene Daten offen durch 
Bildaufnahmen und Bild- oder Tonauf-
zeichnungen anfertigen. Die Aufnah-
men und Aufzeichnungen sind spätes-
tens drei Tage nach dem Anfertigen 
zu löschen. Dies gilt nicht, wenn diese 
zur Verfolgung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten von erheblicher 
Bedeutung benötigt werden.“ 

 

d) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: d) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Datenerhebung nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 darf auch durchgeführt 
werden, wenn Dritte unvermeidbar be-
troffen sind. Die angefertigten Bildauf-
nahmen, Bild- und Tonaufzeichnun-
gen sowie sonstige dabei gewonnene 
personenbezogene Daten sind außer 
bei Maßnahmen nach Absatz 3 spä-
testens einen Monat nach ihrer Erhe-
bung zu löschen oder zu vernichten. 
Dies gilt nicht, wenn sie zur Verfol-
gung von Straftaten oder Ordnungs-

„(4) Die Datenerhebung nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 darf auch durchgeführt 
werden, wenn Dritte unvermeidbar be-
troffen sind. Die angefertigten Bildauf-
nahmen, Bild- und Tonaufzeichnungen 
sowie sonstige dabei gewonnene per-
sonenbezogene Daten sind außer bei 
Maßnahmen nach Absatz 3 spätes-
tens einen Monat nach ihrer Erhebung 
zu löschen oder zu vernichten. Dies 
gilt nicht, wenn sie zur Verfolgung von 
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten 
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widrigkeiten von erheblicher Bedeu-
tung benötigt werden oder Tatsachen 
dafür sprechen, dass die Person künf-
tig vergleichbare Straftaten oder Straf-
taten im Sinne des § 179 Abs. 2 be-
gehen wird. Die Zweckänderung der 
Daten muss im Einzelfall festgestellt 
und dokumentiert werden. Für die Un-
terrichtung gilt § 186 Abs. 4 und 5 ent-
sprechend.“ 

von erheblicher Bedeutung benötigt 
werden oder Tatsachen dafür spre-
chen, dass die Person künftig ver-
gleichbare Straftaten oder Straftaten 
im Sinne des § 179 Abs. 2 begehen 
wird. Die Zweckänderung der Daten 
muss im Einzelfall festgestellt und do-
kumentiert werden. Eine Unterrich-
tung der unvermeidbar betroffenen 
Dritten im Sinne von Satz 1 und der 
von Maßnahmen nach Absatz 1 bis 
3 Betroffenen unterbleibt, wenn sie 
innerhalb der in Satz 2 genannten 
Fristen nur mit unverhältnismäßi-
gen Ermittlungen möglich wäre, 
insbesondere wenn dadurch eine 
Grundrechtseingriffsvertiefung zu 
befürchten ist oder wenn überwie-
gend schutzwürdige Belange ande-
rer Betroffener entgegenstehen.“ 

e) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: e) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Polizei kann bei Kontrollen im 
öffentlichen Verkehrsraum nach die-
sem Gesetz und anderen Gesetzen 
personenbezogene Daten durch den 
offenen Einsatz technischer Mittel zur 
elektronischen Erkennung von Kraft-
fahrzeugkennzeichen zum Zwecke 
des automatisierten Abgleichs mit dem 
Fahndungsbestand erheben. Eine 
verdeckte Datenerhebung ist nur zu-
lässig, wenn durch die offene Daten-
erhebung der Zweck der Maßnahme 
gefährdet würde. Sofern auf das abge-
fragte Kennzeichen keine Fahndungs-
notierung besteht, sind die gewonne-
nen Daten unverzüglich zu löschen. 
Besteht zu dem abgefragten Kennzei-
chen eine Fahndungsnotierung, gilt 
Absatz 4 Satz 3 bis 5 entsprechend.“ 

„(5) Die Polizei kann bei Kontrollen im 
öffentlichen Verkehrsraum nach die-
sem Gesetz und anderen Gesetzen 
personenbezogene Daten durch den 
offenen Einsatz technischer Mittel zur 
elektronischen Erkennung von Kraft-
fahrzeugkennzeichen zum Zwecke des 
automatisierten Abgleichs mit dem 
Fahndungsbestand erheben. Eine ver-
deckte Datenerhebung ist nur zulässig, 
wenn durch die offene Datenerhebung 
der Zweck der Maßnahme gefährdet 
würde. Sofern auf das abgefragte 
Kennzeichen keine Fahndungsnotie-
rung besteht, sind die gewonnenen 
Daten unverzüglich zu löschen. Be-
steht zu dem abgefragten Kennzei-
chen eine Fahndungsnotierung, gilt 
Absatz 4 Satz 3 bis 5 entsprechend. 
Der flächendeckende stationäre Ein-
satz technischer Mittel nach den 
Sätzen 1 und 3 ist nicht zulässig.“ 

f) Es wird folgender Absatz 6 angefügt: f) Es wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Auf den Umstand einer offenen 
Datenerhebung bei Maßnahmen nach 
den Absätzen 1 bis 3 und 5 soll in ge-
eigneter Weise hingewiesen werden, 
soweit nicht die Maßnahme im Einzel-
fall offensichtlich ist.“ 

„(6) Auf den Umstand einer offenen 
Datenerhebung bei Maßnahmen nach 
den Absätzen 1 bis 3 und 5 ist in ge-
eigneter Weise hinzuweisen, soweit 
nicht die Maßnahme im Einzelfall of-
fensichtlich ist. Bei Maßnahmen nach 
Absatz 5 gilt dies entsprechend, 
soweit nicht die Voraussetzungen 
des Absatzes 5 Satz 3 gegeben 
sind.“ 
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7. § 185 wird wie folgt geändert:  7.  unverändert 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird nach dem Wort 
„Einsatz“ das Wort „von“ angefügt, die 
Angabe „der durch Verwaltungsvor-
schrift des Innenministeriums zugelas-
senen“ gestrichen und in Buchstabe a 
und b die Angabe „technischen Mittel“ 
ersetzt durch die Angabe „technischen 
Mitteln“. 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 wird das Wort „Leib“ 
durch das Wort „Gesundheit“ er-
setzt. 

 

bb) Satz 3 wird gestrichen.  

c) In Absatz 3 wird das Wort „Leib“ durch 
das Wort „Gesundheit“ ersetzt. 

 

d) Folgender Absatz 4 wird angefügt:  

„(4) Die Datenerhebung nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 darf auch durchgeführt 
werden, wenn Dritte unvermeidbar be-
troffen werden.“ 

 

8. Nach § 185 wird folgender § 185 a einge-
fügt: 

 8. Nach § 185 wird folgender § 185 a einge-
fügt: 

„§ 185 a 
Datenerhebung durch Überwa-
chung der Telekommunikation  

„§ 185 a 
Datenerhebung durch Überwa-
chung der Telekommunikation 

(1) Die Polizei kann personenbezogene 
Daten durch Überwachung und Aufzeich-
nung der Telekommunikation nur erhe-
ben, wenn Tatsachen dafür sprechen, 
dass ein Schaden für Gesundheit oder 
Leben zu erwarten ist und die Aufklärung 
des Sachverhaltes zum Zwecke der Ver-
hütung dieses Schadens auf andere Wei-
se nicht möglich ist. § 185 Abs. 2 Satz 2 
gilt entsprechend. 

(1) Die Polizei kann personenbezogene 
Daten durch Überwachung und Aufzeich-
nung der Telekommunikation nur erheben, 
zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr 
für Leib, Leben oder Freiheit einer Per-
son, wenn dieses zur Aufklärung des 
Sachverhalts unerlässlich ist. § 185 
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Eine Datenerhebung nach Absatz 1 
kann sich beziehen auf 

(2) unverändert 

1. die Inhalte der Telekommunikation 
einschließlich der innerhalb des Tele-
kommunikationsnetzes in Datenspei-
chern abgelegten Inhalte, 

1.  unverändert 

2. die Telekommunikationsverbindungs-
daten (§ 100 g Abs. 3 StPO), 

2. die Telekommunikationsverbindungs-
daten (§ 100 g Abs. 3 StPO, § 96 
Abs. 1 in Verbindung mit § 3 Nr. 30 
des Telekommunikationsgesetzes), 
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3. die Standortkennung einer aktiv ge-
schalteten Mobilfunkeinrichtung oder 

3. den Standort einer aktiv geschalteten 
Mobilfunkendeinrichtung oder 

 
 

4. die Feststellung der Polizei nicht be-
kannter Telekommunikationsanschlüs-
se. 

4. unverändert 

(3) Die Datenerhebung ist nur hinsichtlich 
der Telekommunikationsanschlüsse zu-
lässig, die von den in Absatz 1 Satz 2 ge-
nannten Personen mit hoher Wahrschein-
lichkeit genutzt werden oder von denen 
mit hoher Wahrscheinlichkeit mit ihnen 
Verbindung aufgenommen wird. Bei Maß-
nahmen nach Absatz 2 Nr. 2 bis 4 kann 
die Datenerhebung sich auch auf zurück-
liegende Zeiträume erstrecken. Der Ein-
satz technischer Mittel zur Feststellung 
der Telekommunikationsanschlüsse, die 
der Polizei nicht bekannt sind, ist zulässig, 
soweit die Aufgabenerfüllung nach Absatz 
1 sonst nicht möglich erscheint oder we-
sentlich erschwert wäre. § 185 Abs. 4 gilt 
entsprechend. 

(3) unverändert 

(4) Jeder der geschäftsmäßig Telekom-
munikationsleistungen erbringt oder daran 
mitwirkt, hat der Polizei die Überwachung 
und Aufzeichnung der Telekommunikation 
zu ermöglichen.“ 

(4) Jeder der geschäftsmäßig Telekom-
munikationsleistungen erbringt oder daran 
mitwirkt, hat der Polizei die Überwachung 
und Aufzeichnung der Telekommunikation 
zu ermöglichen. Für eine Entschädigung 
der Diensteanbieter ist § 23 des Justiz-
vergütungs- und -entschädigungs-
gesetzes entsprechend anzuwenden, 
soweit nicht eine Entschädigung nach 
dem Telekommunikationsgesetz zu 
gewähren ist.“ 

9. § 186 erhält folgende Fassung:  9. § 186 erhält folgende Fassung: 

„§ 186 
Verfahren beim Einsatz beson-
derer Mittel der Datenerhebung 

„§ 186 
Verfahren beim Einsatz beson-
derer Mittel der Datenerhebung 

(1) Die Observation (§ 185 Abs. 1 Nr. 1), 
der verdeckte Einsatz technischer Mittel 
zum Abhören oder Aufzeichnen des ge-
sprochenen Wortes auf Tonträger (§ 185 
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b), die Erhebung per-
sonenbezogener Daten in oder aus Woh-
nungen (§ 185 Abs. 3) sowie die Datener-
hebung durch Überwachung der Tele-
kommunikation (§ 185 a Abs. 1) dürfen 
nur richterlich angeordnet werden. Bei 
Gefahr im Verzuge kann die Polizei die 
Anordnung treffen. Die Entscheidung 

(1) Die Observation (§ 185 Abs. 1 Nr. 1), 
der verdeckte Einsatz technischer Mittel 
zum Abhören oder Aufzeichnen des ge-
sprochenen Wortes auf Tonträger (§ 185 
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b), die Erhebung per-
sonenbezogener Daten in oder aus Woh-
nungen (§ 185 Abs. 3) sowie die Datener-
hebung durch Überwachung der Tele-
kommunikation (§ 185 a Abs. 1) dürfen 
nur richterlich angeordnet werden. Bei Ge-
fahr im Verzuge kann die Polizei die An-
ordnung treffen. Die Entscheidung hier-
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hierüber trifft die Leiterin oder der Leiter 
des Landespolizeiamtes, des Landeskri-
minalamtes oder einer Polizeidirektion. 
Diese können die Anordnungsbefugnis 
auf besonders beauftragte Personen des 
Polizeivollzugsdienstes übertragen. Die 
Anordnung der Polizei wird unwirksam, 
wenn sie nicht binnen drei Tagen richter-
lich bestätigt wird. Die Anordnung des 
verdeckten Einsatzes technischer Mittel 
zur Anfertigung von Bildaufnahmen oder 
-aufzeichnungen (§ 185 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. a) und zur Aufnahme von Hinwei-
sen von Personen, deren Zusammenar-
beit mit der Polizei Dritten nicht bekannt 
ist (§ 185 Abs. 1 Nr. 3), erfolgt durch die 
Leiterin oder den Leiter des Landespoli-
zeiamtes, des Landeskriminalamtes, einer 
Polizeidirektion oder durch von ihr oder 
ihm besonders beauftragte Personen des 
Polizeivollzugsdienstes, bei Gefahr im 
Verzuge durch jede Polizeivollzugsbeam-
tin oder jeden Polizeivollzugsbeamten. Ist 
die Erhebung personenbezogener Daten 
mit technischen Mitteln in oder aus Woh-
nungen ausschließlich zum Schutz der bei 
einem polizeilichen Einsatz in Wohnungen 
tätigen Personen vorgesehen, treffen ab-
weichend von Satz 1 hierüber die Leiterin 
oder der Leiter des Landespolizeiamtes, 
des Landeskriminalamtes, einer Polizeidi-
rektion oder die von ihr oder ihm beson-
ders beauftragten Personen des Polizei-
vollzugsdienstes die Entscheidung. Dies 
gilt gleichermaßen für einen entsprechen-
den Einsatz technischer Mittel des § 185 
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b außerhalb von 
Wohnungen. 

über trifft die Leiterin oder der Leiter des 
Landespolizeiamtes, des Landeskriminal-
amtes oder einer Polizeidirektion. Diese 
können die Anordnungsbefugnis auf be-
sonders beauftragte Personen des Poli-
zeivollzugsdienstes übertragen. Die rich-
terliche Bestätigung der polizeilichen 
Anordnung ist unverzüglich nachzuho-
len. Die Anordnung des verdeckten Ein-
satzes technischer Mittel zur Anfertigung 
von Bildaufnahmen oder -aufzeichnungen 
(§ 185 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a) und zur Auf-
nahme von Hinweisen von Personen, de-
ren Zusammenarbeit mit der Polizei Drit-
ten nicht bekannt ist (§ 185 Abs. 1 Nr. 3), 
erfolgt durch die Leiterin oder den Leiter 
des Landespolizeiamtes, des Landeskri-
minalamtes, einer Polizeidirektion oder 
durch von ihr oder ihm besonders beauf-
tragte Personen des Polizeivollzugsdiens-
tes, bei Gefahr im Verzuge durch jede Po-
lizeivollzugsbeamtin oder jeden Polizei-
vollzugsbeamten. Ist die Erhebung perso-
nenbezogener Daten mit technischen Mit-
teln in oder aus Wohnungen ausschließ-
lich zum Schutz der bei einem polizeili-
chen Einsatz in Wohnungen tätigen Per-
sonen vorgesehen, treffen abweichend 
von Satz 1 hierüber die Leiterin oder der 
Leiter des Landespolizeiamtes, des Lan-
deskriminalamtes, einer Polizeidirektion 
oder die von ihr oder ihm besonders be-
auftragten Personen des Polizeivollzugs-
dienstes die Entscheidung. Dies gilt glei-
chermaßen für einen entsprechenden Ein-
satz technischer Mittel des § 185 Abs. 1 
Nr. 2 Buchst. b außerhalb von Wohnun-
gen. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Satz 1 und 
Absatz 6 ist das Amtsgericht zuständig, in 
dessen Bezirk das Innenministerium - 
Landespolizeiamt oder Landeskriminalamt 
- seinen oder die Polizeidirektion ihren 
Sitz hat. Für das Verfahren findet das Ge-
setz über die Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit entsprechende An-
wendung. Von einer Anhörung der betrof-
fenen Person durch das Gericht ist abzu-
sehen, wenn die vorherige Anhörung den 
Zweck der Maßnahme gefährden würde; 
die Anhörung ist nachzuholen, wenn die 
Gefährdung des Zwecks der Maßnahme 
entfallen ist. Die Entscheidung ergeht auf 
Antrag. Sie wird mit ihrer Bekanntgabe an 
das Innenministerium - Landespolizeiamt 
oder Landeskriminalamt - oder die Poli-
zeidirektion wirksam. Für die Bekanntga-

(2) unverändert 
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be der Entscheidung an die betroffene 
Person gilt Absatz 4. Die Beschwerde 
steht dem Antrag stellenden Innenministe-
rium - Landespolizeiamt oder Landeskri-
minalamt -, der Antrag stellenden Polizei-
direktion sowie der betroffenen Person zu. 
§ 20 des Gesetzes über die Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
bleibt unberührt.  

(3) Sind die durch Maßnahmen nach 
§ 185 und § 185 a erlangten Daten zur 
Gefahrenabwehr, zur anderweitigen Ver-
wendung im Sinne von Absatz 6 oder 
§ 186 a Abs. 7, insbesondere zur Strafver-
folgung und für eine etwaige nachträgliche 
gerichtliche Überprüfung nach Absatz 4 
Satz 3 nicht mehr erforderlich, sind sie 
unverzüglich zu vernichten. Die Vernich-
tung ist zu dokumentieren. Soweit die 
Vernichtung lediglich für eine etwaige 
nachträgliche gerichtliche Überprüfung 
nach Absatz 4 Satz 3 zurückgestellt ist, 
sind die Daten zu sperren; sie dürfen nur 
für diesen Zweck verwendet werden. 

(3) unverändert 

(4) Nach Abschluss der Maßnahmen nach 
§ 185 oder § 185 a ist die betroffene Per-
son zu unterrichten. Bei einem durch die 
Maßnahme unvermeidbar betroffenen 
Dritten im Sinne von § 185 Abs. 4 oder 
§ 185 a Abs. 3 Satz 4 unterbleibt die Un-
terrichtung, wenn sie nur mit unverhält-
nismäßigen Ermittlungen möglich wäre 
oder überwiegende schutzwürdige Belan-
ge anderer Betroffener entgegenstehen. 
Auf die Möglichkeit nachträglichen 
Rechtsschutzes ist hinzuweisen. Im Übri-
gen erfolgt die Unterrichtung, sobald dies 
ohne Gefährdung des Maßnahmen-
zwecks oder von Gesundheit, Leben oder 
Freiheit einer Person oder von bedeuten-
den Vermögenswerten geschehen kann. 
Erfolgt die Unterrichtung nicht binnen 
sechs Monaten nach Beendigung der 
Maßnahme, bedarf die weitere Zurückstel-
lung der Unterrichtung der richterlichen 
Zustimmung. Entsprechendes gilt nach 
Ablauf von jeweils sechs weiteren Mona-
ten. Über die Zustimmung entscheidet das 
Amtsgericht, das für die Anordnung der 
Maßnahme zuständig gewesen ist. Be-
durfte die Maßnahme nicht der richterli-
chen Anordnung, ist für die Zustimmung 
das Amtsgericht, in dessen Bezirk das 
Landespolizeiamt, das Landeskriminalamt 
oder die Polizeidirektion ihren Sitz hat, 
zuständig. Ist die Unterrichtung um insge-

(4) Nach Abschluss der Maßnahmen nach 
§ 185 oder § 185 a ist die betroffene Per-
son zu unterrichten. Bei einem durch die 
Maßnahme unvermeidbar betroffenen 
Dritten im Sinne von § 185 Abs. 4 oder 
§ 185 a Abs. 3 Satz 4 unterbleibt die Un-
terrichtung, wenn sie nur mit unverhält-
nismäßigen Ermittlungen möglich wäre 
oder überwiegende schutzwürdige Belan-
ge anderer Betroffener entgegenstehen. 
Auf die Möglichkeit nachträglichen 
Rechtsschutzes ist hinzuweisen. Im Übri-
gen erfolgt die Unterrichtung, sobald dies 
ohne Gefährdung des Maßnahmenzwecks 
oder von Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person oder von bedeutenden Vermö-
genswerten geschehen kann. Erfolgt die 
Unterrichtung nicht binnen sechs Monaten 
nach Beendigung der Maßnahme, bedarf 
jede weitere Zurückstellung der Unter-
richtung der richterlichen Zustimmung. 
Über die Zustimmung einschließlich 
der Dauer weiterer Zurückstellung ent-
scheidet das Amtsgericht, das für die An-
ordnung der Maßnahme zuständig gewe-
sen ist. Bedurfte die Maßnahme nicht der 
richterlichen Anordnung, ist für die Zu-
stimmung das Amtsgericht, in dessen Be-
zirk das Landespolizeiamt, das Landes-
kriminalamt oder die Polizeidirektion ihren 
Sitz hat, zuständig. Ist die Unterrichtung 
um insgesamt 18 Monate zurückgestellt 
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samt 18 Monate zurückgestellt worden, 
entscheidet über jede weitere Zurückstel-
lung das Landgericht, in dessen Bezirk 
das Gericht nach Satz 7 oder 8 seinen 
Sitz hat. 

worden, entscheidet über jede weitere Zu-
rückstellung und deren Dauer das Land-
gericht, in dessen Bezirk das Gericht nach 
Satz 6 oder 7 seinen Sitz hat. Ist die Be-
nachrichtigung für insgesamt fünf Jah-
re zurückgestellt worden und ergibt 
sich, dass die Voraussetzungen für ei-
ne Benachrichtigung mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit auch in 
Zukunft nicht eintreten werden, kann 
mit Zustimmung des mit der Sache be-
reits befassten Landgerichts von einer 
Benachrichtigung endgültig abgesehen 
werden. 

(5) Die Unterrichtung nach Absatz 4 
Satz 1 ist außer bei Maßnahmen nach 
§ 185 Abs. 3 oder nach § 185 a Abs. 1 
dann nicht geboten, wenn keine Aufzeich-
nungen mit personenbezogenen Daten 
erstellt worden sind. Eine Unterrichtung 
nach Absatz 4 Satz 1 unterbleibt, wenn 
sich an den auslösenden Sachverhalt ein 
strafrechtliches Ermittlungsverfahren ge-
gen die betroffene Person nach Abschluss 
der Maßnahme binnen sechs Monaten 
anschließt, in dessen Verlauf die Maß-
nahme der betroffenen Person bekannt 
wird. Die Polizei hat bei Abgabe des Vor-
ganges an die zuständige Staatsanwalt-
schaft diese von der noch nicht erfolgten 
Unterrichtung in Kenntnis zu setzen. Die 
Polizei hat bei der zuständigen Staatsan-
waltschaft nachzufragen, wenn sie von 
dort nicht binnen sechs Monaten nach 
Abgabe des Vorganges Kenntnis über 
den Stand der Unterrichtung erhalten hat. 

(5) Ist wegen desselben Sachverhalts 
ein strafrechtliches Ermittlungsverfah-
ren gegen die betroffene Person einge-
leitet worden, ist deren Unterrichtung in 
Abstimmung mit der Staatsanwalt-
schaft nachzuholen, sobald dies der 
Stand des Ermittlungsverfahrens zu-
lässt. Erfolgt die Benachrichtigung 
nicht binnen sechs Monaten nach Ab-
schluss der Maßnahme gilt Absatz 4 
Satz 6 bis 9 entsprechend. 

(6) Eine anderweitige Verwertung der 
nach § 185 Abs. 2 mit den Mitteln nach 
§ 185 Abs. 1 erlangten Erkenntnisse ist 
nur zur Strafverfolgung oder der Gefah-
renabwehr und nur dann zulässig, wenn 
zuvor die Rechtmäßigkeit der Maßnahme 
richterlich festgestellt ist. Bei Gefahr im 
Verzuge kann die Polizei die Entschei-
dung treffen, die unwirksam wird, wenn 
sie nicht binnen drei Tagen richterlich bes-
tätigt wird. Eine Übermittlung der Daten 
zur Verfolgung von Straftaten ist nur zu-
lässig, soweit die Daten auch nach der 
Strafprozessordnung mit vergleichbaren 
Mitteln hätten erhoben werden dürfen.“ 

(6) Eine anderweitige Verwertung der 
nach § 185 Abs. 2 mit den Mitteln nach 
§ 185 Abs. 1 erlangten Erkenntnisse ist 
nur zur Strafverfolgung oder der Gefah-
renabwehr und nur dann zulässig, wenn 
zuvor die Rechtmäßigkeit der Maßnahme 
richterlich festgestellt ist. Bei Gefahr im 
Verzuge kann, wenn es sich um eine 
anderweitige Verwendung zur Gefah-
renabwehr handelt, die Polizei die Ent-
scheidung treffen, die unwirksam wird, 
wenn sie nicht binnen drei Tagen richter-
lich bestätigt wird. Eine Übermittlung der 
Daten zur Verfolgung von Straftaten ist 
nur zulässig, soweit die Daten auch nach 
der Strafprozessordnung mit vergleichba-
ren Mitteln hätten erhoben werden dür-
fen.“ 
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10. § 186 a erhält folgende Fassung:  10. § 186 a erhält folgende Fassung: 

„§ 186 a 
Ergänzenden Verfahrensbe-

stimmungen beim Einsatz be-
sonderer Mittel der Datenerhe-
bung nach § 185 Abs. 3 oder 
nach § 185 a Abs. 1 und zum 
Schutz von besonderen Be-

rufsgeheimnisträgern 

„§ 186 a 
Ergänzende Verfahrensbe-

stimmungen beim Einsatz be-
sonderer Mittel der Datener-
hebung und zum Schutz von 
besonderen Berufsgeheim-

nisträgern 

(1) Die Datenerhebung nach § 185 Abs. 3 
darf nur angeordnet werden, soweit nicht 
aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte an-
zunehmen ist, dass durch die Überwa-
chung Daten erfasst werden, die dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung 
zuzurechnen sind. Abzustellen ist dabei 
insbesondere auf die Art der zu überwa-
chenden Räumlichkeiten und das Verhält-
nis der dort anwesenden Personen zuein-
ander. Satz 1 findet bei Datenerhebungen 
nach § 185 a Abs. 1 entsprechende An-
wendung. 

(1) unverändert 

(2) Das Abhören, die Beobachtung sowie 
die Auswertung der erhobenen Daten 
durch die Polizei sind unverzüglich zu un-
terbrechen, sofern sich tatsächliche An-
haltspunkte dafür ergeben, dass Daten, 
die dem Kernbereich privater Lebensges-
taltung zuzurechnen sind, erfasst werden. 
Unberührt bleibt die automatisierte Spei-
cherung der Daten. Ist das Abhören und 
die Beobachtung nach Satz 1 unterbro-
chen worden, dürfen diese Maßnahmen 
unter den in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Voraussetzungen fortgeführt werden. Die 
Sätze 1 bis 3 gelten bei Maßnahmen nach 
§ 185 a entsprechend. 

(2) Bei Maßnahmen nach § 185 Abs. 3 
sind das Abhören, die Beobachtung so-
wie die Auswertung der erhobenen Daten 
durch die Polizei unverzüglich zu unter-
brechen, sofern sich tatsächliche Anhalts-
punkte dafür ergeben, dass Daten, die 
dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung zuzurechnen sind, erfasst werden. 
Während der Datenerhebung ist dies 
ständig zu kontrollieren. Ist das Abhören 
und die Beobachtung nach Satz 1 unter-
brochen worden, dürfen diese Maßnah-
men unter den in Absatz 1 Satz 1 genann-
ten Voraussetzungen fortgeführt werden. 
Die Sätze 1 und 3 gelten bei Maßnahmen 
nach § 185 a entsprechend. 

(3) Die Datenerhebung nach § 185 Abs. 3 
oder nach § 185 a Abs. 1, die in den Kern-
bereich der privaten Lebensgestaltung 
eingreift, ist unzulässig. Die erhobenen 
Daten sind unverzüglich zu löschen und 
Erkenntnisse über solche Daten dürfen 
nicht verwertet werden. Die Tatsache der 
Erfassung der Daten und ihrer Löschung 
sind zu dokumentieren. 

(3) unverändert 

(4) Die Datenerhebung nach § 185 oder 
nach § 185 a in ein durch ein Amts- oder 
Berufsgeheimnis geschütztes Vertrauens-
verhältnis im Sinne der §§ 53 und 53 a 
der Strafprozessordnung ist nur insoweit 
zulässig, als es zur Abwehr einer gegen-

(4) Die Datenerhebung nach § 185 oder 
nach § 185 a aus einem durch ein Amts- 
oder Berufsgeheimnis geschütztes Ver-
trauensverhältnis im Sinne der §§ 53 und 
53 a der Strafprozessordnung ist nur in-
soweit zulässig, als es zur Abwehr einer 
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wärtigen Gefahr für Leben oder Gesund-
heit einer Person erforderlich ist. Absatz 3 
gilt entsprechend. 

gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Le-
ben einer Person unerlässlich ist. Ab-
satz 3 gilt entsprechend. 

(5) In der Anordnung gemäß § 186 Abs. 1 
Satz 1 zur Datenerhebung nach § 185 
Abs. 3 sind insbesondere 

(5) In der Anordnung gemäß § 186 Abs. 1 
Satz 1 zur Datenerhebung nach § 185 
Abs. 3 sind insbesondere 

1. Voraussetzungen und wesentliche 
Abwägungsgesichtspunkte, 

1. Voraussetzungen und wesentliche 
Abwägungsgesichtspunkte, 

2. soweit bekannt, Name und Anschrift 
der oder des Betroffenen, gegen die 
oder den sich die Maßnahme richtet, 

2. soweit bekannt, Name und Anschrift 
der oder des Betroffenen, gegen die 
oder den sich die Maßnahme richtet, 

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnah-
me, 

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnah-
me, 

4. die Wohnung oder Räume, in oder 
aus denen die Daten erhoben werden 
sollen, und die Art der durch die Maß-
nahme zu erhebenden Daten zu 
bestimmen.  

4. die Wohnung oder Räume, in oder aus 
denen die Daten erhoben werden sol-
len, und die Art der durch die Maß-
nahme zu erhebenden Daten zu 
bestimmen.  

Für die Anordnung einer Maßnahme nach 
§185 a Abs. 1 gilt Satz 1 entsprechend mit 
der Maßgabe, dass in der Anordnung die 
zu überwachenden Telekommunikations-
anschlüsse zu bezeichnen sind. Die An-
ordnung des Gerichts ist auf höchstens 
zwei Monate zu befristen. Eine Verlänge-
rung um jeweils nicht mehr als einen Mo-
nat ist zulässig, soweit die in § 185 Abs. 3 
oder § 185a Abs. 1 bezeichneten Voraus-
setzungen vorliegen. 

Für die Anordnung einer Maßnahme nach 
§185 a Abs. 1 gilt Satz 1 entsprechend mit 
der Maßgabe, dass in der Anordnung die 
zu überwachenden Telekommunikations-
anschlüsse zu bezeichnen sind. Die An-
ordnung des Gerichts ist auf höchstens 
zwei Monate zu befristen. Eine Verlänge-
rung um jeweils nicht mehr als einen Mo-
nat ist zulässig, soweit die in § 185 Abs. 3 
oder § 185a Abs. 1 bezeichneten Voraus-
setzungen vorliegen. Für die Anordnung 
einer Maßnahme nach § 185 Abs. 1 
Nr. 1 und Nr. 2 Buchst. b gilt Satz 1 
Nr. 1 entsprechend. Die Sätze 1 bis 5 
gelten entsprechend bei polizeilichen 
Anordnungen der Leiterin oder des Lei-
ters des Landespolizeiamtes, des Lan-
deskriminalamtes oder einer Polizeidi-
rektion oder der von ihr oder ihm be-
sonders beauftragten Personen des Po-
lizeivollzugsdienstes in den Fällen des 
§ 186 Abs. 1 Satz 2, 6 und 7. 

(6) Das anordnende Gericht ist fortlaufend 
über den Verlauf, die Ergebnisse und die 
darauf beruhenden Maßnahmen zu unter-
richten. Sofern die Voraussetzungen der 
Anordnung nicht mehr vorliegen, ordnet 
es die Aufhebung der Datenerhebung an. 
Polizeiliche Maßnahmen nach Absatz 2 
können durch das anordnende Gericht je-
derzeit aufgehoben, geändert oder ange-
ordnet werden. Soweit ein Verwertungs-
verbot nach Absatz 3 Satz 2 in Betracht 
kommt, hat die Polizei unverzüglich eine 

(6) unverändert 
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Entscheidung des anordnenden Gerichts 
über die Verwertbarkeit der erlangten Er-
kenntnisse herbeizuführen. 

(7) Nach § 185 Abs. 3, § 185 a Abs. 1 o-
der nach § 186 Abs. 1 Satz 7 erlangte 
personenbezogene Daten sind besonders 
zu kennzeichnen. Nach einer Übermitt-
lung ist die Kennzeichnung durch die 
Empfänger aufrechtzuerhalten. Eine an-
derweitige Verwendung der in den Fällen 
des § 185 Abs. 3 oder § 186 Abs. 1 Satz 7 
mit den Mitteln nach § 185 Abs. 1 oder in 
den Fällen des § 185 a Abs. 1 mit den Mit-
teln nach § 185 a Abs. 2 erlangten Er-
kenntnisse ist nur zur Verfolgung von be-
sonders schweren Straftaten, die nach der 
Strafprozessordnung eine Wohnraum-
überwachung, bei Maßnahmen nach 
§ 185 a eine Telekommunikationsüberwa-
chung rechtfertigen, sowie zur Abwehr 
gegenwärtiger Gefahren im Sinne des 
§ 185 Abs. 3 oder zur Verhütung eines 
Schadens im Sinne des § 185 a Abs. 1 
und nur dann zulässig, wenn zuvor die 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich 
festgestellt ist. Bei Gefahr im Verzuge trifft 
in Fällen des Satzes 3 die Polizei die Ent-
scheidung, die unwirksam wird, wenn sie 
nicht binnen drei Tagen richterlich bestä-
tigt wird. Die Zweckänderung muss im 
Einzelfall festgestellt und dokumentiert 
werden.“ 

(7) Nach § 185 Abs. 3, § 185 a Abs. 1 o-
der nach § 186 Abs. 1 Satz 7 erlangte 
personenbezogene Daten sind besonders 
zu kennzeichnen. Nach einer Übermittlung 
ist die Kennzeichnung durch die Empfän-
ger aufrechtzuerhalten. Eine anderweitige 
Verwendung der in den Fällen des § 185 
Abs. 3 oder § 186 Abs. 1 Satz 7 mit den 
Mitteln nach § 185 Abs. 1 oder in den Fäl-
len des § 185 a Abs. 1 mit den Mitteln 
nach § 185 a Abs. 2 erlangten Erkenntnis-
se ist nur zur Verfolgung von besonders 
schweren Straftaten, die nach der Straf-
prozessordnung eine Wohnraumüberwa-
chung, bei Maßnahmen nach § 185a eine 
Telekommunikationsüberwachung recht-
fertigen, sowie zur Abwehr gegenwärtiger 
Gefahren im Sinne des § 185 Abs. 3 oder 
zur Verhütung eines Schadens im Sinne 
des § 185 a Abs. 1 und nur dann zulässig, 
wenn zuvor die Rechtmäßigkeit der Maß-
nahme richterlich festgestellt ist. Bei Ge-
fahr im Verzuge trifft in Fällen des Sat-
zes 3, sofern es sich um eine anderwei-
tige Verwendung zur Abwehr gegen-
wärtiger Gefahr im Sinne des § 185 
Abs. 3 oder um die Verhütung eines 
Schadens im Sinne von § 185 a Abs. 1 
handelt, die Polizei die Entscheidung, die 
richterliche Entscheidung ist unverzüg-
lich nachzuholen.“ 

11. Es wird folgender § 186 b eingefügt:  11.  unverändert 

„§ 186 b 
Berichtspflicht der Landesregie-

rung und parlamentarische 
Kontrolle 

 

(1) Die Landesregierung unterrichtet den 
Landtag jährlich über Anlass, Umfang, 
Dauer und Ergebnis nach § 185 Abs. 3 
durchgeführter Maßnahmen und, soweit 
richterlich überprüfungsbedürftig, über 
durchgeführte Maßnahmen nach § 186 
Abs. 1 Satz 7. Bei Maßnahmen nach 
§ 185 a Abs. 1 gilt Satz 1 entsprechend. 

 

(2) Ein vom Landtag gewähltes Gremium 
übt auf der Grundlage dieses Berichtes 
die parlamentarische Kontrolle aus.“ 

 

12. § 187 erhält folgende Fassung:  12. § 187 erhält folgende Fassung: 
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„§ 187 
Kontrollmeldungen (Verdeckte 
Registrierungen zur polizeili-
chen Beobachtung, Gezielte 

Kontrollen) 

„§ 187 
Kontrollmeldungen (Verdeckte 
Registrierungen zur polizeili-
chen Beobachtung, Gezielte 

Kontrollen) 

(1) Sprechen Tatsachen dafür, dass ein 
Schaden für Gesundheit, Leben oder Frei-
heit oder ein gleich gewichtiger Schaden 
für Sach- oder Vermögenswerte oder für 
die Umwelt zu erwarten ist, kann die Poli-
zei, um den Sachverhalt zum Zwecke der 
Verhütung dieses Schadens aufzuklären, 

(1) Sprechen Tatsachen dafür, dass ein 
Schaden für Leib, Leben oder Freiheit o-
der ein gleich gewichtiger Schaden für 
Sach- oder Vermögenswerte oder für die 
Umwelt zu erwarten ist, kann die Polizei, 
um den Sachverhalt zum Zwecke der Ver-
hütung dieses Schadens aufzuklären, 

1. die Personalien der vermutlich ver-
antwortlichen Person und 

1.  unverändert 

2. die amtlichen Kennzeichen des von 
dieser benutzten oder eingesetzten 
Kraftfahrzeuges  

abrufbar speichern, damit andere Polizei-
behörden Erkenntnisse über das Antreffen 
sowie über Begleitpersonen bei Gelegen-
heit einer Überprüfung aus anderem An-
lass melden (Ausschreibung zur polizeili-
chen Beobachtung). Maßnahmen nach 
Satz 1 sind ferner zulässig, wenn konkrete 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die 
oder der Betroffene in erheblichem Um-
fang außergewöhnlich schwere Straftaten 
plant oder begeht, oder die Gesamtbeur-
teilung der oder des Betroffenen, insbe-
sondere aufgrund der bisher von ihr oder 
ihm begangenen Straftaten erwarten 
lässt, dass sie oder er auch künftig au-
ßergewöhnlich schwere Straftaten bege-
hen wird. Unter den Voraussetzungen von 
Satz 2 ist auch die Ausschreibung zur ge-
zielten Kontrolle zulässig. Die gezielte 
Kontrolle erfolgt nach Maßgabe des § 202 
Abs. 1 Nr. 4, auch in Verbindung mit § 
206 a. 

2. die amtlichen Kennzeichen des von 
dieser benutzten oder eingesetzten 
Kraftfahrzeuges  

abrufbar speichern, damit andere Polizei-
behörden Erkenntnisse über das Antreffen 
sowie über Begleitpersonen bei Gelegen-
heit einer Überprüfung aus anderem An-
lass melden (Ausschreibung zur polizeili-
chen Beobachtung). Maßnahmen nach 
Satz 1 sind ferner zulässig, wenn Tatsa-
chen dafür sprechen, dass die oder der 
Betroffene in erheblichem Umfang außer-
gewöhnlich schwere Straftaten plant oder 
begeht, bei denen Schaden für Leib, 
Leben oder Freiheit zu erwarten ist. Un-
ter den Voraussetzungen von Satz 2 ist 
auch die Ausschreibung zur gezielten 
Kontrolle zulässig. Die gezielte Kontrolle 
erfolgt nach Maßgabe des § 202 Abs. 1 
Nr. 4, auch in Verbindung mit § 206 a. 

(2) Die Maßnahme darf nur richterlich an-
geordnet werden. Sie ist auf sechs Mona-
te zu befristen. Die ausschreibende Poli-
zeibehörde kann die Verlängerung der 
Ausschreibung beantragen, wenn die 
Voraussetzungen hierfür fortbestehen. Für 
das Verfahren gilt § 186 Abs. 2 Satz 1 bis 
5, 7 und 8. Für die Bekanntgabe der Ent-
scheidung an die betroffene Person gilt 
Absatz 3. 

(2) unverändert 

(3) Liegen die Voraussetzungen für die 
Anordnung einer Maßnahme nicht mehr 
vor oder ist der Zweck der Maßnahme er-

(3) unverändert 
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reicht oder zeigt sich, dass er nicht er-
reicht werden kann, ist die Ausschreibung 
unverzüglich zu löschen. Nach Abschluss 
der Maßnahme nach Absatz 1 Satz 1, 2 
und 3 ist die betroffene Person durch die 
Polizei zu unterrichten, sobald dies ohne 
Gefährdung des Zwecks der Maßnahme 
erfolgen kann. § 186 Abs. 4 Satz 5 bis 7 
und 9 gilt entsprechend.“ 

13. § 189 wird wie folgt geändert:  13. § 189 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Jede Polizeivollzugsbeamtin und 
jeder Polizeivollzugsbeamte kann in 
vom Innenministerium eingeführten 
automatisierten Vorgangsbearbei-
tungssystemen personenbezogene 
Daten, die im Rahmen jeweils zuge-
wiesener Aufgaben erhoben wurden, 
jeweils im Rahmen ihrer oder seiner 
Aufgaben speichern, verändern und 
nutzen. Die Daten sind nach Abgabe 
des Vorganges an die zuständige 
Stelle, insbesondere an die zuständi-
ge Staatsanwaltschaft oder an die zu-
ständige Verwaltungsbehörde im Sin-
ne des § 36 Abs. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten bei Ordnungs-
widrigkeitenverfahren, in die Vor-
gangsverwaltung nach § 190 zu über-
führen. Die Polizei kann darüber hin-
aus bei personenbezogenen Daten, 
die sie im Rahmen von Strafermitt-
lungsverfahren über Personen ge-
wonnen hat, die einer Straftat ver-
dächtig sind, weiterhin in abrufbarer 
Weise speichern, verändern und nut-
zen, wenn wegen der Art oder Ausfüh-
rung und Schwere der Tat sowie der 
Persönlichkeit der oder des Verdäch-
tigen die Gefahr der Wiederholung 
besteht und wenn dies zur Aufklärung 
oder Verhütung einer künftigen Straf-
tat erforderlich ist.“ 

„(1) Jede Polizeivollzugsbeamtin und 
jeder Polizeivollzugsbeamte kann in 
vom Innenministerium eingeführten 
automatisierten Vorgangsbearbei-
tungssystemen personenbezogene 
Daten, die im Rahmen jeweils zuge-
wiesener Aufgaben erhoben wurden, 
jeweils im Rahmen ihrer oder seiner 
Aufgaben speichern, verändern und 
nutzen. Zusätzliche Aufgaben und 
Eingriffsbefugnisse werden da-
durch nicht zugewiesen. Die Daten 
sind nach Abgabe des Vorganges an 
die zuständige Stelle, insbesondere an 
die zuständige Staatsanwaltschaft o-
der an die zuständige Verwaltungsbe-
hörde im Sinne des § 36 Abs. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
bei Ordnungswidrigkeitenverfahren, in 
die Vorgangsverwaltung nach § 190 zu 
überführen. Die Polizei kann darüber 
hinaus bei personenbezogenen Daten, 
die sie im Rahmen von Strafermitt-
lungsverfahren über Personen gewon-
nen hat, die einer Straftat verdächtig 
sind, weiterhin in abrufbarer Weise 
speichern, verändern und nutzen, 
wenn wegen der Art oder Ausführung 
und Schwere der Tat sowie der Per-
sönlichkeit der oder des Verdächtigen 
die Gefahr der Wiederholung besteht 
und wenn dies zur Aufklärung oder 
Verhütung einer künftigen Straftat er-
forderlich ist.“ 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird der Satz nach 
dem Semikolon gestrichen und das 
Semikolon durch einen Punkt ersetzt. 

b) unverändert 

14. § 192 wird wie folgt geändert:  14.  unverändert 

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung: 

 

„Datenübermittlung zwischen Polizei-  
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und Ordnungsbehörden, Datenüber-
mittlung an ausländische Polizei-
dienststellen in Staaten des Schengen 
Verbundes“ 

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 ein-
gefügt: 

 

„(3) Für die Übermittlung personenbe-
zogener Daten an Polizeidienststellen 
oder mit polizeilichen Aufgaben 
betraute andere Dienststellen in Staa-
ten, die dem Schengener Durchfüh-
rungsübereinkommen vom 19. Juni 
1990 beigetreten sind und in denen 
die Vorschriften des Schengener In-
formationssystems uneingeschränkt 
Anwendung finden, gelten Absatz 1 
und § 193 Abs. 3 Satz 2 entspre-
chend.“ 

 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.  

15. § 194 wird wie folgt geändert:  15. § 194 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 2 durch folgende 
Sätze ersetzt: 

a) In Absatz 1 wird Satz 2 durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Abrufe sind in überprüfbarer Form au-
tomatisiert zu protokollieren. Die pro-
tokollierten Daten dürfen nur zum 
Zwecke der Datenschutzkontrolle, der 
Datensicherheit, zur Sicherstellung ei-
nes ordnungsgemäßen Betriebs der 
Datenverarbeitungsanlage sowie zur 
Ausübung von Aufsichts- und Kon-
trollbefugnissen durch Dienst- und 
Fachvorgesetzte verwendet werden. 
Satz 3 gilt nicht, wenn Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass ohne ihre Ver-
wendung die Verhinderung oder Ver-
folgung einer schwerwiegenden Straf-
tat, insbesondere gerichtet gegen Le-
ben, Gesundheit oder Freiheit einer 
Person oder gegen gleich gewichtige 
bedeutende Sach- oder Vermögens-
werte oder gegen die Umwelt, aus-
sichtslos oder wesentlich erschwert 
wäre.“ 

„Abrufe sind in überprüfbarer Form au-
tomatisiert zu protokollieren. Die pro-
tokollierten Daten dürfen nur zum 
Zwecke der Datenschutzkontrolle, der 
Datensicherheit, zur Sicherstellung ei-
nes ordnungsgemäßen Betriebs der 
Datenverarbeitungsanlage sowie zur 
Ausübung von Aufsichts- und Kontroll-
befugnissen durch Dienst- und Fach-
vorgesetzte verwendet werden. Satz 3 
gilt nicht, wenn Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass ohne ihre Verwendung 
die Verhinderung oder Verfolgung ei-
ner schwerwiegenden Straftat, insbe-
sondere gerichtet gegen Leibe, Leben 
oder Freiheit einer Person oder meh-
rerer Personen, aussichtslos oder 
wesentlich erschwert wäre.“ 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird einge-
fügt: 

b)  unverändert 

„(2) Die Protokolldaten sind nach zwölf 
Monaten zu löschen.“ 

 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. c)  unverändert 

16. § 195 a wird wie folgt geändert:  16. § 195 a wird wie folgt geändert: 
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 a) In Absatz 1 wird das Wort “Gesund-
heit“ durch das Wort „Leib“ ersetzt. 

 b) In Absatz 4 werden folgende Sätze 
angefügt: 

 „Die Vernichtung ist zu dokumentie-
ren. Soweit die Vernichtung ledig-
lich für eine etwaige nachträgliche 
gerichtliche Überprüfung seitens 
der Betroffenen im Sinne von Ab-
satz 5 Satz 1 zurückgestellt ist, sind 
deren Daten zu sperren. Die ge-
sperrten Daten dürfen nur für den 
Zweck der nachträglichen gerichtli-
chen Überprüfung verwendet wer-
den.“ 

In Absatz 5 wird Satz 2 durch folgende 
Sätze ersetzt: 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 aa) Satz 2 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Ist dies nach fünf Jahren nach Abschluss 
einer Maßnahme nach Absatz 1 nicht 
möglich, ist das Unabhängige Landes-
zentrum für Datenschutz Schleswig-
Holstein zu unterrichten. Eine Unterrich-
tung nach den Sätzen 1 und 2 ist dann 
nicht geboten, wenn keine Aufzeichnun-
gen mit personenbezogenen Daten er-
stellt oder diese unverzüglich nach Been-
digung der Maßnahme vernichtet worden 
sind oder sich an den auslösenden Sach-
verhalt ein strafrechtliches Ermittlungsver-
fahren anschließt.“ 

„Ist dies nach fünf Jahren nach Ab-
schluss einer Maßnahme nach Ab-
satz 1 nicht möglich, ist das Unab-
hängige Landeszentrum für Daten-
schutz Schleswig-Holstein zu un-
terrichten. Eine Unterrichtung nach 
den Sätzen 1 und 2 ist dann nicht 
geboten, wenn keine Aufzeichnun-
gen mit personenbezogenen Daten 
erstellt oder diese unverzüglich 
nach Beendigung der Maßnahme 
vernichtet worden sind oder sich 
an den auslösenden Sachverhalt 
ein strafrechtliches Ermittlungsver-
fahren anschließt.“ 

  bb) Satz 5 erhält folgende Fassung: 

  „§ 186 Abs. 3, 4, 5 und Abs. 6 
Satz 1 und 3 gelten entspre-
chend.“ 

17. § 197 wird wie folgt geändert:  17.  unverändert 

a) In Absatz 2 wird vor dem Wort „Datei“ 
das Wort „automatisierte“ eingefügt. 

 

b) Absatz 3 wird gestrichen.  

18. § 201 wird wie folgt geändert:  18. § 201 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung: 

a)  unverändert 

„Platzverweis und Aufenthaltsverbot“  
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b) Der bisherige Text wird Absatz 1. b) Der bisherige Text wird Absatz 1 
und wie folgt geändert: 

 aa) Die Sätze 1 und 2 erhalten fol-
gende Fassung: 

 „Sprechen Tatsachen dafür, 
dass eine Person in naher Zu-
kunft in einem bestimmten örtli-
chen Bereich einer Gemeinde oder 
benachbarter Gemeinden strafba-
re Handlungen begehen wird, die 
Schaden für Leib, Leben oder 
Freiheit oder gleich gewichtigen 
Schaden für sonstige Sach- oder 
Vermögenswerte oder für die Um-
welt erwarten lassen, kann ihr, 
wenn auf andere Weise die Scha-
densverhütung nicht möglich er-
scheint, zeitlich befristet verboten 
werden, diesen Bereich zu betre-
ten oder sich dort aufzuhalten 
(Aufenthaltsverbot). Die Vorschrif-
ten des Versammlungsrechts blei-
ben unberührt.“ 

 bb) Nach Satz 10 werden folgende 
Sätze angefügt: 

 „Jede weitere Verlängerung des 
Aufenthaltsverbotes im Sinne 
von Satz 6 bedarf der richterli-
chen Entscheidung. Zuständig 
ist das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk das Innenministerium – 
Landespolizeiamt oder Landes-
kriminalamt – seinen oder die 
Polizeidirektion ihren Sitz hat. 
Für das Verfahren findet das 
Gesetz über die Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit entsprechende Anwendung. 
Die Entscheidung ergeht auf An-
trag. § 20 des Gesetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit bleibt 
unberührt.“ 

c) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: c)  unverändert 

„(2) Rechtfertigen Tatsachen die An-
nahme, dass eine Person in einem 
bestimmten örtlichen Bereich einer 
Gemeinde oder benachbarter Ge-
meinden erhebliche Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit verursachen 
wird, die Schaden für Leben, Gesund-
heit, Freiheit oder Eigentum von Per-
sonen oder gleich gewichtigen Scha-
den für sonstige Sach- oder Vermö-
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genswerte oder für die Umwelt erwar-
ten lassen, kann ihr, wenn auf andere 
Weise die Schadensverhütung nicht 
möglich erscheint, zeitlich befristet 
verboten werden, diesen Bereich zu 
betreten oder sich dort aufzuhalten 
(Aufenthaltsverbot). Die Vorschriften 
des Versammlungsrechts bleiben un-
berührt. Das Verbot nach Satz 1 ist 
örtlich auf den zur Verhütung der er-
warteten Schäden erforderlichen Um-
fang zu beschränken. Hat die betrof-
fene Person im räumlichen Geltungs-
bereich des Aufenthaltverbotes ihren 
Wohnsitz oder muss ihn aus einem 
vergleichbar wichtigen Grund betre-
ten, ist dies bei der Entscheidung 
nach Satz 3 angemessen zu berück-
sichtigen. Das Verbot nach Satz 1 soll 
zunächst auf maximal vierzehn Tage 
befristet werden. Weitere Verlänge-
rungen um jeweils maximal vierzehn 
Tage sind zulässig, soweit die Vor-
aussetzungen des Satz 1 weiterhin 
vorliegen. Das Verbot darf insgesamt 
die Dauer von drei Monaten nicht ü-
berschreiten. Der Lauf der Frist des 
Verbotes nach Satz 1 beginnt mit der 
Bekantgabe und endet mit Ablauf des 
bezeichneten Tages, § 89 findet keine 
Anwendung. Die Entscheidung trifft 
die Leiterin oder der Leiter des Lan-
despolizeiamtes, des Landeskriminal-
amtes oder einer Polizeidirektion. Die-
se können die Anordnungsbefugnis 
auf besonders beauftragte Personen 
des Polizeivollzugsdienstes übertra-
gen.“ 

19. § 202 wird wie folgt geändert:  19.  unverändert 

Absatz 1 erhält folgende Fassung:  

„(1) Eine Person kann außer in den Fällen 
des § 181 Abs. 3 Satz 3 nur durchsucht 
werden, wenn 

 

1. Tatsachen dafür sprechen, dass die 
Person Sachen bei sich führt, die si-
chergestellt werden können, 

 

2. sie nach diesem Gesetz oder anderen 
Rechtsvorschriften angehalten oder 
festgehalten werden kann und die 
Durchsuchung insbesondere nach 
Waffen, anderen gefährlichen Werk-
zeugen und Explosivmitteln nach den 
Umständen zum Schutz der Person, 
eines Dritten oder zur Eigensicherung 
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des Amtsträgers erforderlich erscheint, 

3. eine Identitätsfeststellung aufgrund 
des § 181 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 zulässig 
ist oder 

 

4. sie nach § 187 oder nach Artikel 99 
Schengener Durchführungsüberein-
kommen vom 19. Juni 1990 zur geziel-
ten Kontrolle ausgeschrieben ist.“ 

 

20. § 204 wird wie folgt geändert:  20. § 204 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in Nummer 4 der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und 
folgende Nummer 5 angefügt: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 aa) Nummer 4 erhält folgende Fas-
sung: 

 „4. unerlässlich ist, um eine 
Maßnahme nach § 201 Abs. 1 
durchzusetzen,“ 

 bb) Folgende Nummer 5 wird ange-
fügt:  

„5. unerlässlich ist, um eine Maßnah-
me nach § 201 a durchzusetzen.“ 

„5. unerlässlich ist, um eine Maß-
nahme nach § 201 a durchzu-
setzen.“ 

b) In Absatz 4 wird folgender Satz 2 an-
gefügt: 

c)  unverändert 

„Die festgehaltene Person kann mittels 
Bildübertragung offen beobachtet wer-
den, wenn und solange tatsächliche 
Anhaltspunkte die Annahme rechtfer-
tigen, dass diese Maßnahme zum 
Schutz der Person unerlässlich ist.“ 

 

21. Nach § 206 wird folgender § 206 a einge-
fügt: 

 21.  unverändert 

„§ 206 a 
Durchsuchung bei Gezielten 

Kontrollen 

 

Die Polizei kann beim Antreffen einer Per-
son, die nach § 187 Abs. 1 Satz 3 oder 
nach Artikel 99 Schengener Durchfüh-
rungsübereinkommen vom 19. Juni 1990 
zur gezielten Kontrolle ausgeschrieben ist, 
das von dieser benutzte Land-, Wasser-, 
oder Luftfahrzeug und die darin enthalte-
nen Sachen durchsuchen.“ 

 

22. § 227 wird wie folgt geändert:  22. § 227 wird wie folgt geändert: 

Nach dem Wort „eingeschränkt“ wird die Nach der Angabe „das Recht auf kör-
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Angabe „das Fernmeldegeheimnis (Artikel 
10 des Grundgesetzes) beschränkt“ ein-
gefügt. 

perliche Unversehrtheit (Artikel 2 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes,“ wird 
die Angabe „das Fernmeldegeheimnis 
(Artikel 10 des Grundgesetzes),“ einge-
fügt. 

Artikel 2 
Einschränkung von Grundrech-

ten 

Artikel 2 
Einschränkung von Grundrech-

ten 

Durch Artikel 1 Nr. 8 wird das Fernmeldege-
heimnis (Artikel 10 des Grundgesetzes) be-
schränkt. 

 Für Maßnahmen, die nach Art. 1 getroffen 
werden können, werden das Recht auf 
körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes), das Recht auf 
Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 
des Grundgesetzes), das Fernmeldege-
heimnis (Art. 10 des Grundgesetzes)und  
das Recht auf Freizügigkeit (Art. 11 des 
Grundgesetzes) beschränkt. 

Artikel 3 
Gesetz zur Änderung des Lan-

desverwaltungsgesetzes 

Artikel 3 
Gesetz zur Änderung des Lan-

desverwaltungsgesetzes 

Das Landesverwaltungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1992 
(GVOBl Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 
2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 542), wird wie folgt 
geändert: 

 Das Landesverwaltungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. Juni 1992 
(GVOBl Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 
2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 542), wird wie folgt 
geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt ge-
ändert: 

 1.  unverändert 

a) § 281 erhält folgende Paragrafenbe-
zeichnung: “Vermögensermittlung“ 

 

b) Nach § 281 wird folgende Paragrafen-
bezeichnung eingefügt: 

 

“§ 281 a Eidesstattliche Versicherung“  

2. § 68 erhält folgende Fassung:  2.  unverändert 

„§ 68 
Amtliche Bekanntmachung 

 

Satzungen sind bekannt zu machen. So-
fern sich ihr Geltungsbereich auf das gan-
ze Land erstreckt, sind sie im Amtsblatt 
für Schleswig-Holstein oder im Internet mit 
einem hierauf verweisenden Hinweis im 
Amtsblatt für Schleswig-Holstein bekannt 
zu machen. Beschränkt sich der Gel-
tungsbereich auf einen Teil des Landes, 
genügt eine örtliche Bekanntmachung; 
abweichende Rechtsvorschriften bleiben 
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unberührt. Im Falle einer Internetbe-
kanntmachung muss die hierfür genutzte 
Internetseite in ausschließlicher Verant-
wortung des Satzungsgebers betrieben 
werden und dessen sämtliche Bekannt-
machungen an zentraler Stelle beinhalten. 
Die Satzungen müssen dort auf Dauer 
vorgehalten werden; dies gilt nicht für 
jährlich neu zu erlassene Satzungen. § 60 
Abs. 3 gilt entsprechend.“ 

3. § 89 Abs. 3 wird wie folgt geändert:  3.  unverändert 

In Satz 2 wird folgender Wortlaut ange-
fügt: “oder die öffentliche Auslegung von 
Unterlagen sowie Termine bekannt zu 
machen sind.“ 

 

4. § 263 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  4. § 263 wird wie folgt geändert: 

 a) In Absatz 1 wird folgender Wortlaut 
angefügt: 

 „Die Landesregierung kann mit öf-
fentlichen Aufgaben beliehenen Pri-
vaten durch Verordnung die Aufga-
ben der Vollstreckungsbehörde für 
ihre eigenen Forderungen übertra-
gen, sofern diese die notwendige 
Gewähr für die ordnungsgemäße 
Erfüllung der Aufgabe insbesondere 
durch fachlich geeignetes und zu-
verlässiges Personal bieten. Die 
Landesregierung kann auch den 
Behörden nach Satz 1 mit deren Zu-
stimmung die Aufgaben der Voll-
streckungsbehörde für Forderun-
gen Beliehener übertragen.“ 

Die Angabe „§ 281“ wird durch die Anga-
be „§ 281 a“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 281“ 
durch die Angabe „§ 281 a“ ersetzt. 

5. Folgender § 281 wird eingefügt:  5. Folgender § 281 wird eingefügt: 

“§ 281 
Vermögensermittlung 

“§ 281 
Vermögensermittlung 

(1) Zur Vorbereitung der Vollstreckung 
kann die Vollstreckungsbehörde die Ver-
mögens- und Einkommensverhältnisse 
der Vollstreckungsschuldnerin oder des 
Vollsteckungsschuldners ermitteln. Die 
Vollstreckungsbehörde darf ihr bekannte, 
nach § 30 der Abgabenordnung geschütz-
te Daten, die sie bei der Vollstreckung 
wegen Steuern und steuerlichen Neben-
leistungen verwenden darf, auch bei der 
Vollstreckung wegen anderer öffentlich-
rechtlicher Geldleistungen als Steuern 

(1) Zur Vorbereitung der Vollstreckung 
kann die Vollstreckungsbehörde die 
Vermögens- und Einkommensverhält-
nisse ermitteln. Die Vollstreckungsbe-
hörde darf ihr bekannte Daten, soweit 
sie  
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und steuerlichen Nebenleistungen ver-
wenden. 

 1. keinem besonderen Berufs- oder 
Amtsgeheimnis unterliegen oder 

 2. nach § 30 der Abgabenordnung ge-
schützt sind und bei der Vollstre-
ckung wegen Steuern und steuerli-
chen Nebenleistungen verwendet   
werden dürfen, 

 auch bei der Vollstreckung anderer öf-
fentlich-rechtlicher Geldleistungen 
verwenden. Eine Weiterverarbeitung 
dieser Daten ist nur zu Vollstreckungs-
zwecken zulässig.“ 

(2) Die Vollstreckungsschuldnerin oder 
der Vollstreckungsschuldner und andere 
Personen haben der Vollstreckungsbe-
hörde die zur Feststellung eines für die 
Vollstreckung erheblichen Sachverhaltes 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Dies 
gilt auch für nicht rechtsfähige Vereini-
gungen, Vermögensmassen, Behörden 
und Betriebe gewerblicher Art der Körper-
schaften des öffentlichen Rechtes. Andere 
als die Vollstreckungsschuldnerin oder der 
Vollstreckungsschuldner dürfen erst dann 
zur Auskunft angehalten werden, wenn 
die Sachverhaltsaufklärung durch diese 
nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg 
verspricht. In dem Auskunftsersuchen ist 
anzugeben, worüber die Auskunft erteilt 
werden soll. Auskunftsersuchen haben 
auf Verlangen der oder des Auskunfts-
pflichtigen schriftlich zu ergehen.“ 

(2) unverändert 

6. Der bisherige § 281 wird als § 281 a nach 
§ 281 eingefügt und wie folgt geändert: 

 6.  unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„dem Amtsgericht“ durch die Worte 
„der Gerichtsvollzieherin oder dem 
Gerichtsvollzieher oder im Falle des 
Absatzes 4 der Vollstreckungsbehör-
de“ ersetzt. 

 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:  

„(3) Für die Abnahme der eidesstatt-
lichen Versicherung ist die Gerichts-
vollzieherin oder der Gerichtsvollzie-
her bei dem Amtsgericht zuständig, in 
dessen Bezirk die Vollstreckungs-
schuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner ihren oder seinen Wohnsitz 
oder Aufenthalt hat. Für das Verfahren 
gelten die §§ 900 bis 906, 909 bis 911 
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und 913 bis 915g der Zivilprozessord-
nung sowie die aufgrund des § 915h 
der Zivilprozessordnung erlassenen 
Rechtsverordnungen entsprechend.“ 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt:  

„(4) Die Vollstreckungsbehörde darf 
die eidesstattliche Versicherung auch 
selbst abnehmen. Für das Verfahren 
zur Abnahme der eidesstattlichen Ver-
sicherung gilt Absatz 3 Satz 2; dabei 
tritt in § 900 der Zivilprozessordnung 
an die Stelle der Gerichtsvollzieherin 
oder des Gerichtsvollziehers die Voll-
streckungsbehörde. § 900 Abs. 4 der 
Zivilprozessordnung ist nicht anzu-
wenden. Wird gegen die Anordnung 
der Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherung Widerspruch eingelegt, be-
steht die Verpflichtung zu deren Ab-
gabe erst nach der Unanfechtbarkeit 
der Widerspruchsentscheidung. Dies 
gilt nicht, soweit die Einwendungen 
bereits in einem früheren Verfahren 
unanfechtbar zurückgewiesen worden 
sind. Die Vollstreckungsbehörde ü-
bermittelt die abgenommene eides-
stattliche Versicherung unverzüglich 
dem Amtsgericht schriftlich zur Eintra-
gung in das Schuldnerverzeichnis. Der 
Vollstreckungsgläubiger erhält eine 
Abschrift.“ 

 

7. In § 322 wird folgender Absatz 3 angefügt:  7.  unverändert 

“(3) Im Falle der Vollstreckungshilfe für ei-
ne Behörde mit Sitz außerhalb des Lan-
des hat die ersuchende Behörde die nicht 
beigetriebenen Vollstreckungskosten zu 
ersetzen, sofern in ihrem Sitzland eine 
von § 35 abweichende und für die schles-
wig-holsteinischen Behörden nachteilige 
Kostenregelung gilt." 

 

Artikel 4 
Bekanntmachung der gelten-

den Fassung 

Artikel 4 
Bekanntmachung der gelten-

den Fassung 

Das Innenministerium wird ermächtigt, die 
geltende Fassung des Landesverwaltungsge-
setzes bekannt zu machen und dabei Un-
stimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen 
sowie die Paragrafenfolge zu ändern. 

  unverändert 
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Artikel 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Artikel 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. Artikel 1 Nr. 6 Buchst. e 
(§ 184 Abs. 5 des Landesverwaltungsgeset-
zes) tritt nach Ablauf von zwei Jahren außer 
Kraft. 

  unverändert 

 


